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472. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Abkommens

über den Straßenverkehr (Genf 1949)

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zu dem in Genf am
19. September 1949 abgeschlossenen Abkommen
über den Straßenverkehr (BGBl. Nr. 222/1955,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl.
Nr. 278/1976) hinterlegt:

Staaten

Bangladesch
Papua-Neuguinea

Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde

6. Dezember 1978
12. Februar 1981

Gemäß Abs. 3 des Anhangs 4 haben diese Staaten
als gewählte Unterscheidungszeichen mitgeteilt:

Bangladesch
Papua-Neuguinea

Buchstabengruppe

BD
PNG

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde
hat Papua-Neuguinea folgende Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärung abgegeben:

1. Gemäß Art. 2 Abs. 1 sind die Anhänge 1 und 2
von der Anwendung des Abkommens ausge-
nommen.

2. In Zusammenhang mit Art. 24 behält sich die
Regierung von Papua-Neuguinea das Recht
vor, Personen die Führung eines anderen als
eines vorübergehend in das Gebiet von
Papua-Neuguinea eingeführten Kraftfahrzeu-
ges nicht zu gestatten, wenn
a) das Kraftfahrzeug zur Personenbeförde-

rung gegen Miete oder gegen Entgelt
verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Kraftfahrzeuges
entsprechend den Gesetzen von Papua-
Neuguinea verpflichtet wäre, im Besitz
eines besonderen Berufsführerscheins zu
sein.

3. Gemäß Anhang 6 Abschnitt IV lit. b des
Abkommens behält sich die Regierung von
Papua-Neuguinea das Recht vor, an Zugfahr-
zeugen nur einen Anhänger, an Sattelfahrzeu-
gen jedoch keinen Anhänger zuzulassen.
Ferner werden Sattelkraftfahrzeuge nicht zur
Personenbeförderung gegen Miete oder Ent-
gelt zugelassen.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
zufolge hat das Vereinigte Königreich am 7. Okto-
ber 1981 gemäß Abs. 3 des Anhangs 4 als
Unterscheidungszeichen für die Insel Man die
Buchstabengruppe „GBM" ausgewählt.

Vranitzky
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473. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Adoption von

Kindern

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Rumänien am 18. Mai 1993 seine
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Adoption von Kindern (BGBl.
Nr. 314/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 691/1990) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsurkunde
hat Rumänien nachstehenden Vorbehalt erklärt
bzw. Erklärung abgegeben:

Gemäß den Bestimmungen des Art. 25 Abs. 1,
wonach die Vertragsparteien zu den Bestimmun-
gen des Teils II höchstens zwei Vorbehalte
machen können, erklärt Rumänien, daß es die
Bestimmungen in Art. 7, denen zufolge das
Mindestalter des Annehmenden nicht unter 21
Jahren und nicht über 35 Jahren liegen darf, nicht
anwenden wird, da das Mindestalter auf Grund
der rumänischen Gesetzeslage 18 Jahre beträgt
und keine Obergrenze besteht.

Gemäß den Bestimmungen des Art. 2, wonach die
Vertragsparteien ermächtigt sind, zu entscheiden,
welche Bestimmungen des Teils III in Betracht
kommen, erklärt Rumänien, daß es den Artikeln 18,
19 und 20 Wirksamkeit verleiht.

Vranitzky

474. Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten und des Bun-
desministers für Finanzen betreffend die
Kündigung des Abkommens zwischen dem
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten und dem Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich einerseits und der
Regierung der Republik Türkei andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Herstel-
lung von Waren zum Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

Das Abkommen zwischen dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Öster-
reich einerseits und der Regierung der Republik
Türkei andererseits über die Anerkennung von
Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkli-
che Herstellung von Waren zum Zwecke der
zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Öster-
reich (BGBl. Nr. 328/1976), wurde gemäß seinem
Artikel 5 von Österreich mit Note vom 22. Septem-
ber 1992 gekündigt und tritt gemäß derselben
Bestimmung mit Ablauf des 30. Juni 1993 außer
Kraft.

Schüssel Lacina

475. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf von zwei Vereinbarungen zwi-
schen dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr der Republik Öster-
reich und dem Verkehrsminister der Volksre-

publik Polen nach Rn. 2010 des ADR

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarungen zwischen dem Bundesmini-
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich und dem Verkehrsminister der
Volksrepublik Polen nach Rn. 2010 des ADR

1. über die Beförderung von Peressigsäure in
unterschiedlichen Zusammensetzungen
(BGBl. Nr. 564/1989),

2. über die Beförderung von Peressigsäure mit
höchstens 40% Peressigsäure in Kombina-
tionsverpackungen (Kunststoff) (BGBl.
Nr. 565/1989)

sind auf Grund der mit 1. Jänner 1993 in Kraft
getretenen Änderungen der Anlage A und B des
Europäischen Übereinkommens über die internatio-
nale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße
(ADR) *) obsolet und nach Herstellung des
beiderseitigen Einvernehmens mit diesem Tag
widerrufen worden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 164/1993

Klima
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476.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG

zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
der Republik Österreich gemäß Rn. 2010 des
ADR über Verpackungen für Stoffe der Klasse

4.2 Ziffern 31 a) und 32 a)

(1) Abweichend von den Vorschriften der Rn.
2433 Abs. 2 Sätze 1 und 3 sowie 3520 und 3521 der
Anlage A des ADR dürfen für Stoffe der Klasse 4.2
Ziffer 31 a) und 32 a) im grenzüberschreitenden
Straßenverkehr auch zusammengesetzte Verpak-
kungen verwendet werden, bei denen

— die Außenverpackung aus einem Faß aus Stahl
nach Rn. 3520 (1A2) bzw. aus Aluminium
nach Rn. 3521 (1B2) besteht.

Die Bruttomasse dieser Verpackung darf 125 kg
nicht überschreiten.

Ein Versandstück darf mehrere Innenverpackun-
gen enthalten.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien.

Wien, den 21. Juni 1993

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Bonn, den 5. Mai 1993

Die für das ADR zuständige Behörde der
Bundesrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Hoffmann

Vranitzky
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477.

ZWEITE ZUSATZVEREINBA-
RUNG

ZUR VEREINBARUNG ZUR DURCH-
FÜHRUNG DES ABKOMMENS ÜBER
SOZIALE SICHERHEIT ZWISCHEN DER
REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEM
VEREINIGTEN KÖNIGREICH VON
GROSSBRITANNIEN UND NORDIR-

LAND

Auf Grund des Artikels 32 Absatz 1 des
Abkommens über Soziale Sicherheit zwischen der
Republik Österreich und dem Vereinigten König-
reich von Großbritannien und Nordirland *) haben
die zuständigen Behörden der beiden Vertragspar-
teien zur Änderung der Vereinbarung vom
10. November 1980 **) zur Durchführung dieses
Abkommens in der Fassung der Zusatzvereinbarung
vom 26. März 1986 ***) folgendes vereinbart:

Artikel I

In dieser Zusatzvereinbarung bedeutet der
Ausdruck „Vereinbarung" die am 10. November
1980 in Newcastle upon Tyne geschlossene
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens
über Soziale Sicherheit zwischen der Republik
Österreich und dem Vereinigten Königreich von
Großbritannien und Nordirland in der Fassung der
am 26. März 1986 in Wien geschlossenen Zusatz-
vereinbarung.

Artikel II

1. Artikel 1 Absatz 1 Ziffer i der Vereinbarung
erhält folgende Fassung:

,,i) bedeutet der Ausdruck „Abkommen" das am
22. Juli 1980 in Wien geschlossene Abkommen
über Soziale Sicherheit zwischen der Republik
Österreich und dem Vereinigten Königreich
von Großbritannien und Nordirland in der
jeweils geltenden Fassung;"

2. a) Im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer i Buchstabe c
der Vereinbarung wird der Ausdruck
„Bundesministerium für Familie, Jugend
und Konsumentenschutz, Wien" durch den
Ausdruck „Bundesministerium für Umwelt,
Jugend und Familie, Wien" ersetzt.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 117/1981
••) Kundgemacht in BGBl. Nr. 118/1981

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 437/1987
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b) Artikel 2 Absatz 1 Ziffer ii der Vereinba-
rung erhält folgende Fassung :

,,ii) im Vereinigten Königreich
a) in Großbritannien

in allen Fällen ausgenommen für die
Artikel 5 bis 8 und 29 des Abkommens
sowie für die Erstellung des Versiche-
rungsverlaufes hinsichtlich von Geldlei-
stungen bei Krankheit, Geldleistungen
bei Mutterschaft und Geldleistungen
bei Arbeitslosigkeit:

Department of Social Security, Over-
seas Branch, Newcastle upon Tyne;

für die Artikel 5 bis 8 des Abkommens
und für die Erstellung des Versiche-
rungsverlaufes hinsichtlich von Geldlei-
stungen bei Krankheit, Geldleistungen
bei Mutterschaft und Geldleistungen
bei Arbeitslosigkeit:

Contributions Agency, Overseas
Contributions (EC) (RA), Depart-
ment of Social Security, Newcastle
upon Tyne;

für Artikel 29 des Abkommens :
Newcastle Benefits Directorate,
Child Benefit Centre (Washington),
Newcastle upon Tyne;

b) in Nordirland die Social Security
Agency, Overseas Branch, Belfast,
Northern Ireland;

c) auf der Insel Man das Department of
Health and Socical Security of the Isle
of Man, Douglas, Isle of Man;

d) in Jersey das States of Jersey Social
Security Department, St. Helier, Jersey,
Channel Islands;

e) in Guernsey die States Insurance
Authority, St. Peter Port, Guernsey,
Channel Islands."

Artikel III

Diese Zusatzvereinbarung tritt gleichzeitig mit
dem am 13. Oktober 1992 in London geschlossenen
Zweiten Zusatzabkommen zum Abkommen zwi-
schen der Republik Österreich und dem Königreich
von Großbritannien und Nordirland über Soziale
Sicherheit *) in Kraft.

GESCHEHEN zu London, am 4. Juni 1993 in
zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für den Bundesminister für Arbeit und Soziales:

Dr. Josef Schuh

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 50/1993
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Für den Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie :

Dr. Rupert Schredl

Für das Ministerium für Soziale Sicherheit für
Großbritannien, für das Ministerium für Gesundheit
und Sozialdienste für Nordirland, für das Ministe-
rium für Gesundheit und Soziale Sicherheit der
Insel Man, für den Ausschuß für Soziale Sicherheit
des Staates Jersey und für die Versicherungsbehörde

des Staates Guernsey:
Colin Percy

Die Zusatzvereinbarung ist gemäß ihrem Art. III mit 31. Dezember 1992 in Kraft getreten.

Vranitzky


